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es dem Beschwerdeführer 2 zum Vornherein die Möglichkeit, auf dieses Angebot zu
reagieren. Das Konkursamt verletzte damit das Gleichbehandlungsgebot. Allerdings
ist es – wie Franco Lorandi ausführt (a.a.O., S. 337) – aus verfahrensökonomischen
Gründen unsinnig, nach einem besseren Gebot den Berechtigten noch einmal das
Recht einzuräumen, höhere Angebote zu unterbreiten, womit nachträglich wiederum
noch bessere Offerten eintreffen könnten. Dies zeigt aber, dass die vom Konkursamt
gewählte Vorgehensweise nicht zielführend ist. Beabsichtigt das Konkursamt die
freihändige Veräusserung von Gegenständen im Rahmen eines Steigerungsverfah-
rens durchzuführen, um einen möglichst hohen Erlös zu erreichen, erweist sich das
gewählte schriftliche Verfahren als unzulänglich. Vielmehr hat das Konkursamt in
einem solchen Falle einen Steigerungstermin festzusetzen, an dem die Kaufinteres-
senten sich gegenseitig überbieten können und das höchste Angebot den Zuschlag
erhält. Damit wird auch das Gleichbehandlungsgebot gewahrt.

Obergericht, II. Beschwerdeabteilung, 6. Juni 2013 (eine dagegen erhobene Be-
schwerde wies das Bundesgericht mit Urteil 5A_461/2013 vom 13. August 2013
ab)

3. Verwertungsverfahren

3.1 Art. 132 SchKG, Art. 10 VVAG

Regeste:
Art. 132 SchKG, Art. 10 VVAG – Vorgehen bei der Verwertung von Vermögens-
bestandteilen anderer Art gemäss Art. 132 Abs. 1 SchKG.

Aus den Erwägungen:

1.1 Nach Art. 132 Abs. 1 SchKG ersucht der Betreibungsbeamte die Aufsichtsbe-
hörde um Bestimmung des Verfahrens, wenn Vermögensbestandteile anderer Art
zu verwerten sind, wie eine Nutzniessung oder ein Anteil an einer unverteilten Erb-
schaft, an einer Gemeinderschaft, an Gesellschaftsgut oder an einem andern ge-
meinschaftlichen Vermögen. Die Aufsichtsbehörde kann nach Anhörung der Betei-
ligten die Versteigerung anordnen oder die Verwertung einem Verwalter übertragen
oder eine andere Vorkehrung treffen (Art. 132 Abs. 3 SchKG).

1.2 Die Einzelheiten betreffend die Verwertung von Gesamthandanteilen sind da-
bei in der VVAG geregelt. Diese Verordnung sieht präziser definierte Massnahmen
vor, welche die gemäss Art. 132 Abs. 3 SchKG der Aufsichtsbehörde zuerkannte
Kompetenz einschränken (BGE 135 III 179 E. 2.1 = Pra 99 Nr. 42 E. 2.1).

Gelingt eine gütliche Verständigung nicht, so fordert nach Art. 10 Abs. 1 VVAG das
Betreibungsamt oder die Behörde, welche die Einigungsverhandlungen leitet, die
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pfändenden Gläubiger, den Schuldner und die Mitanteilhaber auf, ihre Anträge über
die weiteren Verwertungsmassnahmen innert zehn Tagen zu stellen, und übermittelt
nach Ablauf dieser Frist die sämtlichen Betreibungsakten der für das Verfahren nach
Art. 132 SchKG zuständigen Aufsichtsbehörde. Diese kann nochmals Einigungsver-
handlungen anordnen.

Die Aufsichtsbehörde verfügt unter möglichster Berücksichtigung der Anträge der
Beteiligten, ob das gepfändete Anteilsrecht als solches versteigert oder ob die Auf-
lösung der Gemeinschaft und Liquidation des Gemeinschaftsvermögens nach den
für die betreffende Gemeinschaft geltenden Vorschriften herbeigeführt werden soll
(Art. 10 Abs. 2 VVAG).

Die Versteigerung soll in der Regel nur dann angeordnet werden, wenn der Wert des
Anteilsrechts gestützt auf die im Pfändungsverfahren oder beim Einigungsversuch
gemachten Erhebungen annähernd bestimmt werden kann. Die Aufsichtsbehörde
ist berechtigt, über diesen Wert neue Erhebungen, insbesondere die Inventarisie-
rung des Gemeinschaftsvermögens, anzuordnen (Art. 10 Abs. 3 VVAG).

Den Gläubigern, welche die Auflösung der Gemeinschaft verlangen, ist eine Frist zur
Vorschussleistung anzusetzen mit der Androhung, es werde andernfalls das Anteils-
recht als solches versteigert (Art. 10 Abs. 4 VVAG).

1.3 Die Kompetenz der Aufsichtsbehörde beschränkt sich demnach auf die Bestim-
mung des Verwertungsmodus’. Zudem kann die Aufsichtsbehörde nur entweder die
Auflösung der Gemeinschaft und deren Liquidation verfügen (unter Ansetzung einer
Frist für die Leistung eines entsprechenden Kostenvorschusses und Androhung der
Anteilsversteigerung bei Nicht-Leistung) oder die Versteigerung des Anteils am Ge-
meinschaftsvermögen anordnen; dabei handelt es sich um einen freien Ermessens-
entscheid. Vor ihrem Entscheid gemäss Art. 10 Abs. 2 VVAG hat die Aufsichtsbehör-
de gemäss Art. 132 SchKG die Beteiligten anzuhören. Gemäss bundesgerichtlicher
Rechtsprechung schliesst diese Anhörungspflicht nicht die Verpflichtung zur noch-
maligen Vorladung der Betroffenen ein, sondern nur diejenige zur Mitberücksichti-
gung ihrer Anträge nach Möglichkeit (BGE 87 III 106 E. 2 = Pra 1962 Nr. 63 E. 2). Die
erneute Einholung einer Meinungsäusserung der Beteiligten ist allerdings dann un-
erlässlich, wenn die Aufsichtsbehörde auf Antrag des Betreibungsamtes ihren Ent-
scheid über die Verwertungsart in Wiedererwägung zieht (BGE 96 III 10 E. 4 i.f.; zum
Ganzen: Rutz/Roth, in: Staehelin/Bauer/Staehelin [Hrsg.], Basler Kommentar, Bun-
desgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs I, 2. A., Basel 2010, Art. 132 SchKG
N 19 - 21).

1.4 Gemäss Art. 10 Abs. 3 VVAG ist die Versteigerung des Anteilsrechts in der Re-
gel nur dann anzuordnen, wenn dessen Wert annähernd bestimmt werden kann.
Sinn dieser Vorschrift ist es, einer Verschleuderung des Anteilsrechtes vorzubeu-
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gen. Gemäss BGE 80 III 117 E. 1 ist der Wert eines Anteilsrechts nicht annähernd
bestimmbar, wenn zwischen dem Schuldner und den Mitanteilinhabern im Rahmen
des Gesamthandverhältnisses Forderungen strittig sind (Rutz/Roth, a.a.O., Art. 132
SchKG N 27). In einem solchen Falle ist regelmässig die Liquidation der Gesamt-
handgemeinschaft anzuordnen. Handelt es sich um eine Erbengemeinschaft, so hat
das Betreibungsamt die Vornahme der Teilung unter Mitwirkung der nach Art. 609
ZGB zuständigen Behörde zu verlangen (Art. 12 Satz 2 VVAG).

Obergericht, II. Beschwerdeabteilung, 27. Juni 2013

IV. Rechtspflege

1. Zivilrechtspflege

1.1 Art. 5 ZPO

Regeste:
Art. 5 ZPO – Domainnamen als solche sind kein Gegenstand geistigen Eigentums
im Sinne von Art. 5 Abs. 1 lit. a ZPO. Für ein aus dem Namensrecht abgeleiteten
Anspruch wäre eine Zuständigkeit i.S. von Art. 5 ZPO nur gegeben, soweit aus
dem selben Sachverhalt gleichzeitig auch eine Streitigkeit gemäss Art. 5 lit. a–d
vorläge.

Aus den Erwägungen:

1. Die Gesuchstellerinnen stützen ihr Gesuch ausdrücklich und ausschliesslich auf
Namens- und Lauterkeitsrecht (namentlich auf Art. 29 Abs. 2 ZGB sowie Art. 3
Abs. 1 lit. d i.V.m. Art. 9 Abs. 1 UWG). Sie verweisen für die sachliche und funktio-
nelle Zuständigkeit des angerufenen Gerichts ausdrücklich auf Art. 5 Abs. 1 lit. a, c
und d ZPO bzw. auf § 19 Abs. 1 lit. a GOG.

1.1 Gemäss Art. 5 Abs. 1 ZPO bezeichnet das kantonale Recht das Gericht, welches
als einzige kantonale Instanz zuständig ist (a.) für Streitigkeiten im Zusammenhang
mit geistigem Eigentum einschliesslich der Streitigkeiten betreffend Nichtigkeit, In-
haberschaft, Lizenzierung, Übertragung und Verletzung solcher Rechte, (c.) für Strei-
tigkeiten über den Gebrauch einer Firma und (d.) für Streitigkeiten nach dem Bun-
desgesetz vom 19. Dezember 1986 über den unlauteren Wettbewerb (UWG), sofern
der Streitwert mehr als 30’000 Franken beträgt oder sofern der Bund sein Klage-
recht ausübt. Nach § 19 Abs. 1 lit. a GOG i.V.m. § 5 Abs. 2 der Geschäftsordnung
des Obergerichts ist die II. Zivilabteilung des Obergerichts die einzige kantonale In-
stanz nach Art. 5 ZPO. Über die Anordnung vorsorglicher Massnahmen nach Art. 5
Abs. 2 ZPO entscheidet gemäss § 23 Abs. 3 GOG der Abteilungspräsident als Ein-
zelrichter.
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